
", 

IJ 

Dringliche Anfrage 
der Abgeordneten Helmut Haigennoser und Kollegcn 
an den Herrn Bundesminister für Umwelt 
betreffend dic Umwelt- und Wi11schaftsschädlichkeit sowie Ineffizicnz der geltcnden 
Verpackungs"crordnung 

Mit 1. Oktober 1993 trat die "Verordnung über die Vemleidung und Verwertung von 

Verpackungsabfällen und bcstimmten Warenresten" (VerpackVO) in Kraft. Auch die neuerliche 

Novellier'ung hat keine wescntlichcn Verbesserungen gebracht. 

Im Zuge zweier Debattcn (2 Dringliche Anfragen der Freiheitlichen) um diese Verordnung haben die 

Freiheitlichen bereits jene \1ängcl angesprochen und aufgezeigt, die zum heutigen Zeitpunkt nun 

voll zu Tage getretcn sind. Aufgrund der VerpackVO wurde ein Velwerter - System geschaffen, das 

einige wenige mO!1opobrtig bevorzugt und einen geschützten Bereich auf Kosten der Konsumenten 

hervorgebracht hat. Die tatsächlichen Erfordernisse und Grundsätze der österreichisehen 

Abfallwirtschaftspolitik wurden bisher aufgrund des ineffizienten Systems der 

Verpackungsverordnung in diesem Bereich schlichtweg negiert oder einfach umgangen. Den drei 

Prinzipien des österreichischen Abfallwirtschaftsgesetztes, nämlich Vemleidung - Verwertung -

Entsorgung, wurde speziell im Bereich der Verpackungsabfälle aus Kunststoff nur marginal 

entsprochen. Trotz mehrerer Reparaturversuche ist es dem Bundesminister für Umwelt und dem 

Bundesminister für wil1schaftliche Angelegenheiten bis zum heutigen Tag nicht gelungen, ein 

Entsorgungs- und Verwertungssystem für Verpackungsabfälle zu etablieren, daß sowohl den 

Konsumenten und der Umwelt wie auch der Wil1schaft von Nutzen ist. 

Die derzeitige Situation im Bereich der Verpackungsabfälle aus Kunststoff, welcher mit Abstand der 

finanzintcnsivstc allcr Bereiche ist, ist gekennzeichnet von Falschangaben über Vel"\vertungsquotcn, 

illegalen Expol1en in den ehemaligen Ostblock, Deponierung. von mit Verwcrtungszuschüssen 

finanziertem Material, Benachteiligung \'on österreichischcn VCf\",crtungsfinnen und Klagen von 

renomicrtcn österreichischen Nahrungsmittc1produzenten gegen die Altstoff - Recycling - Austria 

(ARA). Die österreichischc Wirtschaft (Verpacker, Abfüller, Hersteller und Importeure) zahlt 

jährlich rund 3 Milliarden Schilling in das ARA - System ein1
, die österreichische Bevölkerung 

wurde bis vor kurzem unter Strafandrohung angehalten, den Hausmüll zu trennen. Erst ein Urteil des 

Verfassungsgerichtshofes stellte die Unzulässigkeit von Strafen bei nichterfolgter Mülltrennung fest. 

Nach Schätzungen der Arbeiterkammer kostet dcr Aufwand aufgrund der Verpackungsverordnung 

dem einzelnen östeneichischen Haushalt rund 1.500.- pro Jahr. Bei rund 3 Millionen Haushalten 

I Budget der ARA für 1995; Sialusberichl für die Verpackungskommission vom 20.6.1995 
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wären das 4,5 Milliarden pro Jahr. Den finanziellen Aufwand für die VcrpackVO, der in erster Linie 

von der österreich ischen Wirtschaft und den österreich ischen Haushalten geleistet wird, kann man 

daher mit rund 7,5 Milliarden Schilling pro Jahr beziffem, wobei der Konsument nicht sichergehen 

kann, daß sein Trennaufwand auch in die vorgeschriebene Velwertung umgesetzt wird. 

Die Verringerung des Deponievolumens im Hausmüllbereich macht aufgrund der 

Verpackungsverordnung insgesamt gerade 13% aus2
. Waren 1993 1,49 Mio. Tonnen abzulagern 

bzw. zu behandeln, so ist diese Menge 199-.+ auf 1,3 Mio. Tonnen zurückgegangen. Die Verringerung 

des Hausmülldeponievolumens aufgrund der Verpackungsverordnung beträgt dahcr absolut 190.000 

Tonnen. Vergleicht man diese Zahl mit dem jährlichen Finanzierungsaufwand der österr. Wirtschaft 

und der österr. Haushalte in der Höhe von insgesamt rund 7,5 Milliarden Schilling, so wird die 

Tonne reduziertes Deponievolumen aufgrund der Verpackungsverordnung mit rund 40.000.- öS. 

erkauft. Gleichzeitig wurde aufgrund der Verpackungsverordnung die Altstoffsammelmenge von 

1993 auf 1994 um 17% auf 750.000 Tonnen gesteigel1? Absolut wurden also innerhalb eines Jahres 

lediglich 127.500 Tonnen Altstoffe mehr gesammelt. Stellt man diese Zahl wiederum zum 

Finanzierungsaufwand von 7,5 Milliarden in Beziehung, so kostet die aufgrund der 

Verpackungsverordnung zusätzlich gesammelte Tonne Altstoffe rund 600.000 .-öS. 

Im Bereich der Kunststoffvelwertung wird vom Branchenrecycler Österreichiseher 

Kunststoffkrcislauf GmbH. (ÖKK) die Menge der seit 1993 stofflich veIWerteten 

Kunststoffverpackungen mit 60.000 Tonnen bzw. 43% der gesamt gesammeltem Menge an 

Kunststoffen angegeben. Diese Zahlen entsprechen nicht den tatsächlichen Gegebenheiten. Die vom 

ÖKK genannten 60.000 Tonnen wurden bci dcn VCIWcrtern nur stichprobenartig auf deren 

tatsächliche Velwel1ung vom ÖKK übcrprüft. Trotzdem werden die Verwcrtungszuzahlungen sofort 

nach der Anlieferung geleistet und dic angclieferten Mengen bereits als verwertet verzeichnet. Man 

kann davon ausgehen, daß ein guter Teil der Kunststoffverpackungen auf Zwischenlagern bei 

bestimmten VClwertern liegt und trotz der maximalen Zwischenlagerfrist von 3 Monaten bisher 

nicht oder nur zum Teil verwertet wurde. Expel1enschätzungen belaufen sich nach einem 

Lokalaugenschein auf mindestens 20.000 Tonnen nicht VCIWcrtetes Material der sortierten 

Kunststoff - Fraktion (SKF), die in Überlagcrn bei bestimmten VeIWertem liegen. Überlager werden 

auch von einem Gutachten des Österreichisehen Kunststoffinstitutes (ÖKI)4 bestätigt. Die 

tatsächliche stoffliche Velwel1ungsquote des ÖKK belauft sich daher derzeit auf maximal rund 29%. 

2 DundcsabfallwirtschahsplHII/Dundcsabfallhcricht 1995; ßMU 
3 cbd. 

~ Österreichisches KUllststoffinstitut; Gutachten Nr. 33.363 vom 7. Juni. 1995 
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Geht man davon aus, daB die Lizenznehmer der österreich ischen Wirtschaft im Durchschnitt für das 

Kilogramm hochwcrtiges Kunststoffvcrpackungsmatcrial 17.- öS. an Lizenzgcld an die ARA 

bezahlen, so liegen bei cinem Volumcn von 20.000 Tonnen rund 3,4 Milliarden Schilling "totes 

Kapital" bei einigen wenigen Verwe11el11. Ein Kapital, das von den österreichischen Lizenznehmem 

und den östclTeichischen Konsumentcn direkt bzw. indirekt aufgebracht wurdc, um zwcckgebunden 

von der ARA bzw. vom ÖKK vcrwcndct zu werden. 

Aus dieser Sachlagc ergeben sich mehrere Aspekte, welche dcr östcrrcichischen Wirtschaft Schaden 

zufügen und den üsterrcichischen Konsumenten überteuertc Produkte bescheren. 

• Auf der einen Seite haben bestimmte Verwerter 111 Österreich e111 Überlager an stofflich zu 

verwertenden Kunststoffabfall zu verzeichnen, können aus Kapazitätsgründen keine sofortige 

Verwertung durchführen, werden aber weiterhin vom ÖKK beliefert und erhalten somit auch 

Verwertungszuzahlungeil. Auf der anderen Seite werden bestimmte Verwertcr vom Materialfluß 

durch dcn ÖKK willkürlich und ohne Angabe von Gründcn ausgeschlossen und werden somit an 

dcn Randc ihrer Existenz gedrtlngt. Der ÖKK dirigiert monopolistisch die östcrrcichische 

Kunststoffvcrwcriungs- und Entsorgungswi11schaft. 

• Aufgrund der fchlcndcn Kontrollc durch dcn ÖKK kann nicht sichergestcllt wcrdcn, ob das zur 

stofflichcn Verwertung bestimmte Material auch tatsächlich jc stofflich verwertet werdcn wird. 

• Dic Vcrwertungszuzahlungen sind scit Septcmbcr 95 wicdcr im Steigcn bcgriffcn (von 2.500.­

ös. bis rund 4.000.- öS.rronnc SKF), glcichzcitig bcfindcn sich abcr die Preise für die 

Dcponierung auf cincm schr niedrigen Niveau (durchschnittlich 1.000.-rronnc). Wenn em 

Vcrwcrtcr Kunststoffabfall dcponicrt, kann cr ohnc cinc scincr Vcrarbcitungsmaschinen 

angeworfcn zu habcn zwischcn 1.500.- bis 3.00n .- öS. pro Tonne vcrdicnen. Da kcine effiziente 

Kontrolle übcr die tatsächliche stofflichc Vcrwertung durch dcn ÖKK durchgeführt wird, kann 

auch nicht garantiert werdcn, daß KunststoffmaterialIlicht illegal deponiert bzw. illcgal cxportiert 

wird. 

• Der Bundesministcr für Umwelt und dcr Bundcsminister für wirtschaftlichc Angelegenheitcn 

habcn dieser Entwicklung bisher praktisch tatenlos zugesehen, keine effizienten gegensteuernden 

Maßnahmen unternommen und sind somit für die Schädigung der ästerreichischen Wirtschaft und 

die Benachteiligung der österreichischen Konsumenten aufgrund überhöhter Produktpreise 

mitverantwortlich zu machen. 
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher an den Herrn Bundesminister für Umwelt 
nachstehende 

Dringliche Anfrage 

1. Könncn Sic garanticren, daß dic \'on dcr ARA bzw, vom ÖKK an die Vcrpackungskommission 
gemeldctcn Vcrwertungszahlen im Kunststoffbcreich den tatsächlichcn Gegebenheitcn 
entsprechen? 

2, Sind Ihncn die konkrcten Datcn der Überprüfungscrgebnisse des oben genannten ÖKI -
Gutachtens bckannt? Wcnn ja, wie lauten dicse? 

3. Haben Sie davon Kcnntnis, daß in Zwischenlagcm bci mehreren Verwcrtem bis zu 20.000 
Tonnen stofflich zu vcrwertcndes Kunststoffmatcrial über die maximale Dreimonatskapazität 
hinaus gelagcrt wird? Wenn ja, was haben sie im Sinne des in der Verpackungsverordnung 
festgeschriebenen Verwertungsgebots dagegen untemommen bzw. was werden sie dagegen 
untemchmen? 

4. Wenn nein, würden Sie ihren Infomlationsstand bezüglich der tatsächlichen Konsequenzen aus 
der derzeit geltenden Verpackungsverordnung als ausreichend bezeichnen? 

4 

5. Halten Sie die Vorgangsweise des ÖKK, bereits nach der Anlieferung die 
Verwertungszuzahlungen ohne tatsächliche Verwertungsüberprüfung zu leisten für wirtschaftlich 
vertretbar? Wenn nein, was werden sic dagegen untemehmen? 

6. Ist Ihnen bekannt das der ÖKK aus Lizenzgeldem für die Ablöse von Lagerverträgen zweistellige 
Millioncnbeträge aufgewendet hat? 

7. Können sie ausschließen, daß Kunststoffmaterial, für das Zuzahlungen zur stofflichen bzw. 
thermischen Verwertung geleistet wurden, illegal deponiert bzw. illegal exportiert wurde und 
wird? 

8. Auf welches konkrete Datenmaterial und auf welche konkrete Überprüfungsergebnisse stützen 
sich Ihrc optimistischen Aussagen bezüglich der Effizienz der Verpackungsverordnung? 

9. Sind Sie davon überzeugt, daß die Vcrpackungsverordnung in der vorliegenden Form geeignet ist, 
die österreich ische Wil1schaft zu unterstützen? 

lO,Sind Sie davon überzeugt, daß die Verpackungsverordnung positive Auswirkungen auf die 
Umwelt erzielt? 

11.Sind Sie davon überzeugt, daß die Verpackungsverordnung und der damit verbundene Aufwand 
für die österreichischen Haushalte in einer günstigen Kosten - Nutzen Relation steht? 

~ ..--

c:hri1Ü; IS, NCMIIIbor 1995 
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